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Gründung einer Bauträgergesellschaft als Tochter der Ent-
wicklungsträger Bornstedter Feld GmbH und Erweiterung
des Gesellschaftsvertrages
Vorlage: 02/SVV/0519

1. Die Entwicklungsträger Bornstedter Feld GmbH wird ermäch-
tigt, zur Beschleunigung der Entwicklungsmaßnahme Born-
stedter Feld und somit zur zügigen Erreichung der städtebau-
lichen Entwicklungsziele als alleiniger Gesellschafter eine Bau-
träger-Tochtergesellschaft zu gründen. Sie hat sicherzustellen,
dass die Kontrollbefugnis ihres Aufsichtsrates auf die Belange
der Tochtergesellschaft  entsprechend erweitert wird.

2. Das Rechnungsprüfungsamt wird mit der örtlichen Prüfung im
Sinne von § 113 Abs. 2 Nr. 4 GO bei der Entwicklungsträger
Bornstedter Feld GmbH beauftragt.

3. Der Gesellschaftsvertrag der Entwicklungsträger Bornstedter
Feld GmbH wird wie folgt erweitert:
§ 2 - Gegenstand des Unternehmens 
neu den Absatz (7): Die Gesellschaft darf zur Beschleunigung

der Entwicklungsmaßnahme Bornstedter
Feld eine Bauträger-Tochtergesellschaft
gründen.

§ 9 - Aufgaben und Beschlüsse des Aufsichtsrates - 
unter Absatz (4) .....der Aufsichtsrat berät und  beschließt

insbesondere über:
neu: o)  Gründung eines Tochterunternehmens

und Erwerb und Veräußerung von Beteili-
gungen.

§ 18 - Rechnungsprüfung
Absatz (2) wird ergänzt: Vom Rechnungsprüfungs-

amt der Stadt Potsdam kann die örtliche
Prüfung im Sinne von § 113 Abs. 2 Nr. 4
GO (Kassen-, Buch- und Betriebsprü-
fung ), nach Maßgabe der jeweils von der
STVV der Landeshauptstadt Potsdam
übertragenen Prüfungsaufgaben wahrge-
nommen werden.

4. Der Umfang der Tätigkeit der Bauträger-Tochtergesellschaft
bleibt auf den in der Begründung dargestellten Umfang be-
grenzt. Spätere Erweiterungen bedürfen der Zustimmung der
Stadtverordnetenversammlung.      

Ufer- und Stegkonzept der Stadt Potsdam
Vorlage: 02/SVV/0630   

Das vorliegende Ufer- und Stegkonzept soll Grundlage des weite-
ren Verwaltungshandelns zur umweltverträglichen, wasserseitigen
Entwicklung Potsdams sein. 

Dabei ist die umweltfachliche, teilräumliche Zielkonzeption und
Bewertungsmethodik auch auf andere,  bisher nicht in der wasser-
seitigen Nutzungskonzeption für Potsdam enthaltene Standorte
anzuwenden.

Teilkonzept „Wohnen im Alter“
Vorlage: 02/SVV/0489   

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Zusammenhang mit
dem von der Stadt zu erarbeitenden integrierten Stadtentwick-
lungskonzept ein in sich abgeschlossenes Teilkonzept „Wohnen
im Alter“ für alle Wohnquartiere der Stadt Potsdam zu erstellen.

In diesem Teilkonzept soll ein Katalog von Einzelmaßnahmen ent-
halten sein, die bei künftigen Sanierungen stärker zu berücksichti-
gen sind. Ebenso werden sozialräumliche Schwerpunkte festge-
legt.

Straßenbenennung nach Partnerstädten
Vorlage: 02/SVV/0497

Die Stadt Potsdam nimmt ihre 7 Partnerstädte in den Pool noch
zu vergebender Straßennamen auf.

Bürgerbeteiligung in der Bauleitplanung
Vorlage: 02/SVV/0591   

Vor Auslegung eines Bebauungsplanes ist im Ausschuss für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen  zu entscheiden, ob und
wie viel Bürgerversammlungen durchzuführen sind. 

Unterstützung der Entwicklung jüdischen Lebens in Potsdam
Vorlage: 02/SVV/0697      

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Konzept zur Förde-
rung der Entwicklung jüdischen Lebens in der Stadt Potsdam zu
erarbeiten und der Stadtverordnetenversammlung bis zur Dezem-
bersitzung zur Entscheidung vorzulegen.

Das Konzept soll konkrete Maßnahmen enthalten, mit denen die
Stadt Potsdam die Entwicklung des kulturellen und religiösen jüdi-
schen Lebens unterstützen kann, insbesondere 
-  unterstützende Maßnahmen der Stadt bei der Standortsuche

und Einrichtung eines jüdischen Kulturzentrums,
- unterstützende Maßnahmen der Stadt bei der Standortsuche

für einen Synagogenneubau bzw. bei der Umsetzung des Be-
schlusses DS 98/014,

- Hinweise, wie die jüdische Gemeinde Potsdams eventuell zu
einer Entschädigung für das von  den Nationalsozialisten ent-
eignete Grundstück der Synagoge am Platz der Einheit gelan-
gen kann,

- Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit. 

Entwicklungskonzeption Bornstedter Feld
Vorlage: 02/SVV/0699   

Der amtierende Oberbürgermeister wird beauftragt, gemeinsam
mit der Entwicklungsträger Bornstedter Feld GmbH bis Jahresen-
de einen Workshop zu „Fortführung und/oder Überarbeitung der
Entwicklungskonzeption für das Bornstedter Feld„ durchzuführen.

Die Ergebnisse sind in eine entsprechende Beschlussvorlage für
die Stadtverordnetenversammlung bei ausführlicher Darstellung
der finanziellen Auswirkungen einzubeziehen.

Berufung – Stadt Potsdam Umlegungsausschuss –
Vorlage: 02/SVV/0718 

Die Stadtverordnetenversammlung beschloss in ihrer Sitzung am
02. Oktober 2002 gemäß §§ 3 und 4 der zweiten Verordnung zur
Durchführung des Baugesetzbuches (Umlegungsausschussver-
ordnung – UmlAussV ) vom 10.10.1994 ( GVBI. II Brandenburg,
S. 901) die Bestellung des Vorsitzenden des Umlegungsausschus-
ses und zweier Ausschussmitglieder.

Die Berufung erfolgte in Einzelwahl und für die Dauer von fünf Jah-
ren.

Vorsitzender des Umlegungsausschusses

Name Befähigung Funktion

1. Mroß, höherer vermessungstechnischer Vorsitzender
Wilk Verwaltungsdienst

Beschlüsse aus der 55. Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung am 02.10.2002



Haus der Begegnung
Vorlage: 02/SVV/0738   

Der amtierende Oberbürgermeister wird beauftragt,

1. alle der Stadt Potsdam zur Verfügung stehenden Möglichkei-
ten zu nutzen, die Betreibung des Hauses der Begegnung
durch einen neuen Träger/Eigentümer zu einem frühest mög-
lichen Zeitpunkt zu gewährleisten,

2. die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der „Verein zur
Förderung der Integration von Menschen mit Behinderung,
Potsdam e. V.“ seine satzungsgemäße Arbeit, Menschen, die
aufgrund ihres körperlichen, geistigen und seelischen Zustan-
des auf Hilfe angewiesen sind, zu unterstützen und ihre Inte-
gration zur Überwindung der psychischen und physischen Iso-
lation zu befördern, im Haus der Begegnung auch künftig fort-
führen kann.
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Ausschussmitglieder als Vertreter

Name Befähigung Funktion

1. Bernd höherer vermessungstechnischer Vorsitzender
Sorge Verwaltungsdienst

2. Anne Sachverständige für Fachmitglied
Scholz Wertermittlung

1. Nachtragshaushaltssatzung 
der Landeshauptstadt Potsdam für das Haushaltsjahr 2002

Aufgrund des § 79 der Gemeindeordnung für das Land Branden-
burg wird mit Beschluß der Stadtverordnetenversammlung vom
02.10.2002 folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen :

§ 1

Mit dem Nachtragshaushalt werden

erhöht vermindert
um um
EUR EUR 

1. Verwaltungshaushalt
die Einnahmen 0 0    
die Ausgaben 0 0

2. Vermögenshaushalt             
die Einnahmen 11.234.800 2.334.500
die Ausgaben 15.676.200 6.775.900

und damit der Gesamtbetrag des
Haushaltplanes einschließlich der 
Nachträge 
gegenüber nunmehr
bisher festgesetzt auf
EUR EUR  

1. Verwaltungshaushalt
die Einnahmen 301.380.000 301.380.000   
die Ausgaben 321.488.500 321.488.500         

2. Vermögenshaushalt             
die Einnahmen  115.427.900 124.328.200   
die Ausgaben  15.427.900 124.328.200  

§ 2

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen erhöht sich
um 8.419.000 EUR auf 13.537.100 EUR.

§ 3

Die Hebesätze für die Realsteuern bleiben unverändert.

§ 4

Die Erheblichkeitsgrenzen bleiben unverändert.

§ 5

Das Haushaltssicherungskonzept bleibt unverändert.

Potsdam, 11. Oktober 2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der Stadt- amt. Oberbürgermeister
verordnetenversammlung

Amtliche Bekanntmachung

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2002 wird hiermit gemäß § 20 der Hauptsatzung der Stadt
Potsdam öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 78 Abs. 5 der Gemeindeordnung des Landes Branden-
burg kann jeder Einsicht in die Haushaltssatzung und deren Anla-
gen nehmen. Die Einsichtnahme ist während der Dienststunden
(8.00 Uhr bis 16.00 Uhr) ab dem Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in der Stadtverwaltung Potsdam, Finanzsteuerung,
Zimmer 245/248, möglich.

Potsdam, den 11. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister



Tagesordnung

Öffentlicher Teil

0 Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit
sowie der ordnungsgemäßen Ladung/Bestätigung der
öffentlichen Tagesordnung/Bestätigung der Nieder-
schrift (öffentlicher Teil) vom 02.10.2002

1 Bericht des Oberbürgermeisters

2 Bericht der Ausländerbeauftragten und Bericht des
Ausländerbeirates anlässlich seines 10-jährigen Be-
stehens       

3 Große Anfrage

3.1 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Potsdam Fraktion
02/SVV/0571 >Die Andere< 

4 Fragestunde

Zu folgenden Themen liegen Anfragen vor:
Termin Wehrmachtsausstellung in Potsdam, Baumbestand Uni-
versität Potsdam/Standort Griebnitzsee, Neugestaltung Weber-
platz, Auf dem Kiewitt/Imbisswagen, Schafgraben, Darlehen an
Gewoba – Führungskräfte, Buga-Nachnutzung, Personal bei ‘Kar-
li’-Übertragung, Stadionübertragung an SVB 03, Wartung von öf-
fentlichen Spielplätzen, Regionalplan, Störung des Theaterbe-
triebs, Mietzahlungen des Hans-Otto-Theaters, Unterschutzstel-
lung Mauerreste, Verbraucherschutzbehörde für Potsdam, Koope-
ration mit Berlin zur Kennzeichnung des Mauerverlaufs, Abschal-
ten von Straßenbeleuchtung, Sportplatz am Stern, Brandenburg-
Tag 2003, Einsparungen Sozialhilfe 2001, Potsdam Tourismus
GmbH, Parkplatz der Universität, Eingliederungsvertrag Groß Glie-
nicke, Ersatzpflanzungen in der Stephensohnstraße, Arbeiten auf
dem Alten Markt, Unterstellmöglichkeiten an den Bushaltestellen
am Platz der Einheit West, Rattenplage
Weitere Fragen können durch die Stadtverordneten bis Mittwoch,
30.10.2002, eingereicht werden. 

5 Wiedervorlagen aus den Ausschüssen 
– Vorlagen der Verwaltung –

5.1 Richtlinie über die Finanzierung und Leistungssicherstellung
der Kindertagesstätten der freien Jugendhilfe – KITA Richtli-
nie – KITA R 
02/SVV/0374 Oberbürgermeister, Jugend, 

Sozialesund Wohnen

5.2 Weiterer Betrieb der Hauptattraktionen der Bundesgarten-
schau – Beschlussvorlage 01/SVV/0677 (Pkt. 5) 
02/SVV/0680 Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen   

5.3 Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des ‘Ent-
wicklungsbereichs Babelsberg’ und öffentliche Auslegung
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes ‘Entwick-
lungsbereich Babelsberg’ 
02/SVV/0713 Oberbürgermeister, 

FB Stadtplanung und Bauordnung      

5.4 Wohnungspolitische Leitlinien der Stadt Potsdam 
02/SVV/0714 Oberbürgermeister, 

FB Stadtplanung und Bauordnung      

5.5 Übergabe der Neubau-Kita im Bornstedter Feld zum Beginn
der Kita Jahres 2003/2004 an die Jugend- und Sozialwerk
gGmbH 
02/SVV/0723 Oberbürgermeister, 

FB Jugend, Soziales und Wohnen

5.6 Satzung über die öffentliche Wasserversorgung der Landes-
hauptstadt Potsdam – Wasserversorgungssatzung – (WVS) 
02/SVV/0732 Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen
5.7 Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentrale

Wasserversorgung der Landeshauptstadt Potsdam - Was-
serversorgungsgebührensatzung – (WGS) 
02/SVV/0733 Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen      

5.8 Satzung über die Erhebung eines Kostenersatzes für Wasser-
versorgungs-Grundstücksanschlüsse (Wasserversorgungs-
Grundstücksanschlusskostensatzung – WVGAS) 
02/SVV/0734 Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen      

5.9 Satzung für die öffentlichen Entwässerungsanlagen der Lan-
deshauptstadt Potsdam – Entwässerungssatzung – (EWS) 
02/SVV/0735 Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen      

5.10 Neufassung der Satzung über die Erhebung von Gebühren
für die leitungsgebundene Entwässerung der Landeshaupt-
stadt Potsdam – Abwasserbeseitigungsgebührensatzung -
(ABGS) 
02/SVV/0736 Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen      

6 Wiedervorlagen aus den Ausschüssen
– Vorlagen der Fraktionen –     

6.1 Tierheim Potsdam 
00/SVV/0717 Fraktion CDU      

6.2 Analyse der Standortbedingungen 
02/SVV/0331 Fraktion PDS      

6.3 Einrichtung einer Babyklappe    
02/SVV/0660 Fraktion CDU

6.4 Vorgelände des Babelsberger Parks 
02/SVV/0668 Fraktion Grüne/B 90      

6.5 Aufhebung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Frei-
zeitpark Drewitz    
02/SVV/0669 Fraktion Grüne/ B90

6.6 Spaßbad Drewitz Stadtverordneter Cornelius, 
02/SVV/0746 Fraktion CDU

6.7 Beleuchtung des Weges am Babelsberger Park Fraktion
02/SVV/0698 >Die Andere<

6.8 Liegegebühren auf städtischen Bootsplätzen 
02/SVV/0702 Fraktion CDU   

6.9 Gedenktafeln in Schulen   
02/SVV/0703   Fraktion CDU 
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56. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam  

Gremium: Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam   
Sitzungstermin: Mittwoch, 06.11.2002, 13.00 Uhr   

Ort, Raum: Stadtverwaltung Potsdam, Haupthaus, Fr.-Ebert-Str. 79-81, Plenarsaal  



6.10 Sozialplanungsrichtlinien 
02/SVV/0704 Fraktion CDU      

6.11 Werbesatzung der Stadt Potsdam 
02/SVV/0730 Fraktion PDS      

6.12 Straßenführung am Alten Markt    
02/SVV/0737  Fraktion PDS 

6.13 Pflege der Sportanlagen auf dem Schlaatz Stadtverordnete
Otto,    
02/SVV/0739 Fraktion SPD

6.14 Jahresabschluss Naherholung Stadtverordnete Platzeck, 
02/SVV/0743 Fraktion BürgerBündnis      

7 Anträge       

7.1 Sachkundiger Einwohner   
02/SVV/0742   Fraktion SPD 

7.2 Satzungsbeschluss zur 2. (vereinfachten) Änderung zum
Bebauungsplan Nr. 11 Bornim-Hügelweg 
02/SVV/0750 Oberbürgermeister, 

FB Stadtplanung und Bauordnung      

7.3 Eingemeindungen 
02/SVV/0765 Fraktion CDU      

7.4 Fußballplatz der SG Bornim   
02/SVV/0766   Fraktion CDU 

7.5 Uferwanderweg im Bereich Villa Carlshagen    
02/SVV/0767 Fraktion CDU

7.6 Verkehrsentwicklungskonzeption für Klein-Glienicke 
02/SVV/0768   Fraktion CDU

7.7 Fahrrad-Ampeln    
02/SVV/0776   Fraktion PDS

7.8 Wirtschaftsförderung verarbeitenden Gewerbes 
02/SVV/0777   Fraktion PDS

7.9 Erste Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensat-
zung 
02/SVV/0778 Oberbürgermeister, FB Beteiligungs-, 

Finanz- und Personalsteuerung      

7.10 Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 93 ‘Kleingar-
tenanlage Marquardter Damm’ 
02/SVV/0779   Oberbürgermeister, 

FB Stadtplanung und Bauordnung   

7.11 Mieten der Kulturträger in der Schiffbauergasse 
02/SVV/0780   Fraktion PDS

7.12 Ehrenbürgerschaft Herrn Siegward Sprotte 
02/SVV/0781 Oberbürgermeister, 

FB Kultur und Museum      

7.13 Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit 
02/SVV/0782  Fraktion PDS    

7.14 Risikoabschätzung ‘Karli’-Verkauf Stadtverordneter Kruczek, 
02/SVV/0788 Fraktion BürgerBündnis      

7.15 Neufassung ‘Stadtordnung’ 
02/SVV/0793 Oberbürgermeister, 

FB Ordnung und Sicherheit      

7.16 Abfallgebührensatzung der Landeshauptstadt Potsdam 2003 
02/SVV/0794 Oberbürgermeister, 

FB Umwelt und Gesundheit   

7.17 Abfallentsorgungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam
2003 
02/SVV/0795 Oberbürgermeister, 

FB Umwelt und Gesundheit      

7.18 Kindertreff Am Stern – außerplanmäßige Ausgabe 
02/SVV/0796 Oberbürgermeister, 

GB Stadtentwicklung und Bauen      

7.19 Erste Änderung der Entgeltordnung für das Potsdam-Mu-
seum der Landeshauptstadt Potsdam 
02/SVV/0798 Oberbürgermeister, 

FB Kultur und Museum      

7.20 überplanmäßige Ausgabe 91000.80801 Zinsen für Kassen-
kredite in Höhe von 295.000 EUR 
02/SVV/0800 Oberbürgermeister, 

FB Zentraler Service      

7.21 Leitentscheidung zum Neuen Quartier am Bahnhof 
02/SVV/0801 Oberbürgermeister, 

FB Stadtplanung und Bauordnung      

7.22 Berufung eines sachkundigen Einwohners Stadtverordnete
Platzeck, 
02/SVV/0807 Fraktion BürgerBündnis      

7.23 Nutzungsmodalitäten ‘Karli’ Stadtverordneter Kruczek, 
02/SVV/0808 Fraktion BürgerBündnis      

7.24 Bürgerinitiativen    
02/SVV/0810   Fraktion PDS

7.25 Bauarbeiten Alter Markt    
02/SVV/0813   Fraktion CDU

7.26 Baufeldfreimachung am ehemaligen Stadtschlossstandort
Fraktion    
02/SVV/0815   >Die Andere<

7.27 ÖPNV-Anbindung Waldstadt    
02/SVV/0816   Fraktion PDS

7.28 Jahr der Wissenschaft 2003 
02/SVV/0824 Oberbürgermeister, FB Wirtschaft, 

Marketing und Kommunikation      

7.29 Straßenreinigungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam 
02/SVV/0828 Oberbürgermeister, 

FB Ordnung und Sicherheit      

7.30 Straßenreinigungsgebührensatzung für die Landeshaupt-
stadt Potsdam 
02/SVV/0826 Oberbürgermeister, 

FB Ordnung und Sicherheit   

7.31 Entsperrung von Haushaltsstellen nach § 4 Ziffer 5 der
Haushaltssatzung 2002 
02/SVV/0831 Oberbürgermeister, FB Beteiligungs-, 

Finanz- und Personalsteuerung      

7.32 Beantragung von überplanmäßigen Ausgaben für die Be-
treuung von Kindern in Kindertagesstätten und Tagespflege-
stellen 
02/SVV/0835   Oberbürgermeister, FB Jugend, 

Soziales und Wohnen   

8 Aufträge der Stadtverordnetenversammlung 
an den Oberbürgermeister       

8.1 Sozialbericht       

8.1.1 Sozialbericht 2001 
02/SVV/0761 Oberbürgermeister, FB Jugend, 

Soziales und Wohnen   
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RK 1: Hauptbahnhof
– Fahrbahnen, Gehwege, Parkflächen und Haltestellen-

bereiche wöchentlich 6 mal Mischreinigung durch die
Stadt

3. Die Anlage zur Straßenreinigungssatzung wird wie folgt geän-
dert und durch die Neufassung der Anlage zu dieser Satzung
ersetzt:
a) Die Frontmeterangaben werden ersatzlos gestrichen.
b) Die Eintragungen zur Brandenburger Straße werden er-

satzlos gestrichen und durch die Eintragung Brandenbur-
ger Str., Platz / Parkflächen = 7038 m2 ersetzt.

II.  In-Kraft-Treten 

Die vorstehende Satzung tritt rückwirkend zum 01.07.2002 in
Kraft.

Potsdam, den 13. September 2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der amt. Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung

Anlage

Anlage zur Ersten Satzung zur Änderung der Straßenreinigungs-
satzung der Landeshauptstadt Potsdam vom  13.09.2002

6 Amtsblatt 12/2002 der Landeshauptstadt Potsdam

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 04.09.2002 auf Grund der §§ 5, 15
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Neufas-
sung vom 10.10.2001 (GVBI. I S. 154), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 18.12.2001 (GVBl. I S. 298) und des § 49 a des Bran-
denburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Neufassung
vom 10.06.1999 (GVBI. I S. 211), folgende Satzung beschlossen:

I. Änderung der Straßenreinigungssatzung

Die Straßenreinigungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam
vom 22.11.2001 (Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam Nr.
13/2001, Seite 32) wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 3, Satz 3 wird  geändert durch folgende Fas-
sung:

Für den Winterdienst besteht Anschluss- und Benutzungs-
zwang für die Fahrbahn nur innerhalb der im § 4 Abs. 6 darge-
stellten Einsatzstufen.

2. § 3 Absatz 2 erhält zur Reinigungsklasse 1 folgende Fas-
sung:

RK 1: Brandenburger Straße
– Fahrbahn (innerhalb der Fluchtlinie der Straßenbeleuch-

tung) wöchentlich 6 mal Mischreinigung durch die Stadt
– Sauberhaltung Gehwege (von Gebäudegrenze bis

Fluchtlinie der Straßenbeleuchtung) Brandenburger
Straße durch die Anlieger

Erste Satzung zur Änderung der Straßenreinigungssatzung 
der Landeshauptstadt Potsdam vom 13.09.2002

8.2 Gesellschaft für Arbeit, Beratung und Integration
gemäß Vorlage: 02/SVV/0439       

8.2.1 Konzept zur Vermittlung in Arbeit 
02/SVV/0760 Oberbürgermeister, FB Jugend, 

Soziales und Wohnen      

8.3 Finanzierung des studentischen Kulturzentrums in den Elf-
lein-Höfen gemäß Vorlage: 02/SVV/0645       

8.3.1 Finanzierung des Studentischen Kulturzentrums in den Elf-
lein-Höfen
02/SVV/0759 Oberbürgermeister, FB Stadter-

neuerung und Denkmalpflege      

8.4 Berichterstattung über den Fortgang der Instandsetzung
Fußgängerüberweg an der Eisenbahnbrücke über den Tem-
pliner See gemäß Vorlage: 02/SVV/0354       

8.5 Übersicht über den Nachrüstungsbedarf gemäß Energie-
sparverordnung gemäß Vorlage: 02/SVV/0101       

8.6 Hinweis auf Partnerstädte gemäß Vorlage: 02/SVV/0314       

8.7 Prüfung von Vorschlägen des Bahnkundenverbandes
gemäß Vorlage: 02/SVV/0390       

8.7.1 Prüfung von Vorschlägen des Bahnkundenverbandes 
02/SVV/0753 Oberbürgermeister, 

FB Stadtplanung und Bauordnung      

8.8 Lokale Agenda gemäß Vorlage: 00/0784/1       

8.8.1 Lokale Agenda Oberbürgermeister, 
02/SVV/0715 FB Stadtplanung und Bauordnung      

8.9 Bearbeitung von Petitionen gemäß Vorlage: 01/SVV/0744      

8.10 Großbeerenstraße - Abbiegespur am Bahnhof Drewitz ge-
mäß Vorlage: 02/SVV/0272       

8.10.1Großbeerenstraße  Abbiegespur am Bahnhof Drewitz 
02/SVV/0721   Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen   

8.11 Maßnahmen des BUGA-Radverkehrskonzeptes gemäß Vor-
lage: 02/SVV/0448       

8.11.1 Bericht zur Umsetzung der nicht realisierten Maßnahmen
des BUGA-Radverkehrskonzepts 
02/SVV/0722   Oberbürgermeister, 

FB Grün- und Verkehrsflächen   

8.12 Treffpunkt Freizeit gemäß Vorlage: 02/SVV/0157    

8.13 Gründung einer Haus der Brandenburgisch-Preußischen
Geschichte GmbH - konzeptionelle Vorstellungen zur eigen-
ständigen Darstellung Potsdamer Stadtgeschichte
gemäß Vorlage: 02/SVV/0165       

8.14 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gemäß Vorlage: 98/0332  

8.14.1Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Siebenter Bericht 
02/SVV/0836 Oberbürgermeister, 

FB Umwelt und Gesundheit      

8.15 Bewerbung Brandenburg-Tag 2003    01/SVV/060   

8.15.1Brandenburgtag 2003 
02/SVV/0818 Oberbürgermeister, FB Wirtschaft,

Marketing und Kommunikation      

Nicht öffentlicher Teil

Im nicht öffentlichen Teil werden behandelt:

Grundstücksangelegenheiten  - TOP  10.1, 10.2,

Personalangelegenheiten -  TOP 11.1
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Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 04.09.2002 folgende Satzung be-
schlossen: 

Rechtsgrundlagen

– § 5 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) in
der Neufassung vom 10.10.2001 (GVBl. I S. 154), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 18.12.2001 (GVBl. I S. 298) 

– §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das
Land Brandenburg (KAG) in der Neufassung vom 15.06.1999
(GVBl. I S. 231), zuletzt geändert durch Gesetz vom
18.12.2001 (GVBl. I S. 287) 

I. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 

Die Verwaltungsgebührensatzung der Landeshauptstadt Potsdam
vom 12.11.2001 (ABl. Potsdam Nr. 13/2001 S. 3) wird wie folgt
geändert: 

1. Die Tarif-Nr. 2 – Angelegenheiten der Wirtschaftsförderung
– in der Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung wird um
die Tarif-Nr. 2.6 mit folgendem Wortlaut erweitert:

Tarif-Nr. Leistung der Verwaltung Gebühr
in EUR  

2.6 Kleine Investitionsbescheinigung zum
Antrag für die vordringliche Anlegung 
von Wohnungsgrundbuchblättern 

je Wohnungsgrundbuchblatt 17,00

2. Die Tarif-Nr. 10.1 – Flächennutzungsplan – in der Anlage
zur Verwaltungsgebührensatzung erhält folgende neue
Fassung: 

Tarif-Nr. Leistung der Verwaltung Gebühr
in EUR  

10.1 Flächennutzungsplan mit den Teilen Er-
läuterungsbericht, Planzeichnung, Bei-
pläne und Faltblatt 

Gebühr entsprechend bestellter Variante 5,00 bis
bzw. Teil des Flächennutzungsplanes 100,00

3. Die Tarif-Nr. 10.1.1 bis 10.1.4 in der Anlage zur Verwal-
tungsgebührensatzung entfallen. 

II. In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. 

Potsdam, den 12.09.2002 

Birgit Müller Jann Jakobs 
Vorsitzende der amt. Oberbürgermeister 
Stadtverordnetenversammlung 
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Erste Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 
der Landeshauptstadt Potsdam vom 12. September 2002

Amtliche Bekanntmachung
Erste Satzung zur Änderung der Satzung über die Veränderungssperre 

für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 86 „Tornow/Küssel“, 
Teilbereich Küsselstraße Nr. 30 bis Nr. 42/43 der Landes-

hauptstadt Potsdam vom 14.10.2002

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat auf ihrer Sitzung am 04.09.2002 gemäß

Rechtsgrundlagen:

– § 5 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO)
vom 15.10.1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 28.06.2000 (GVBl I.S 90)

– § 17 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 27.08.1997
(BGBl. I S. 2141) (Berichtigung BGBl. I S. 137, zuletzt geän-
dert durch Art. 2 Abs. 6 des Gesetzes vom 17.12.1997
(BGBl. I S. 3108)

beschlossen:

§ 1
Änderung der Satzung über die Veränderungssperre 

für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 86 „Tornow/
Küssel“, Teilbereich Küsselstraße Nr. 30 bis Nr. 42/43 

der Landeshauptstadt Potsdam 

Die Satzung über die Veränderungssperre für den Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 86 „Tornow/Küssel“, Teilbereich Küsselstraße

Nr. 30 bis Nr. 42/43 der Landeshauptstadt Potsdam vom 10. No-
vember 2000 (Amtsblatt der Landeshauptstadt Potsdam vom
30.11.2000, S. 13), wird wie folgt ergänzt:

§ 4 „In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten der Veränderungssper-
re“ wird wie folgt ergänzt:

„Die Geltungsdauer der Veränderungssperre wird gemäß § 17
Abs. 1 Satz 3 BauGB um 1 Jahr für den Zeitraum vom 01.12.2002
bis zum 30.11.2003 verlängert.“

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

Potsdam, den 14.10.2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der amt. Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Erste Satzung zur Änderung der Satzung über
die Veränderungssperre für den Bereich des Bebauungsplanes 
Nr. 86 „Tornow/Küssel“, Teilbereich Küsselstraße Nr. 30 bis
Nr. 42/43, wird hiermit gemäß § 5 der Gemeindeordnung und § 20
der Hauptsatzung der Stadt Potsdam öffentlich bekannt gegeben.

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche

Die Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am 
2. Oktober 2002 die Aufhebung des Beschlusses vom 2. Juni
1993 über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen für
den Bereich „An der Nuthestraße“ und die Aufhebung des Sat-
zungsbeschlusses vom 13. März 1996 zur förmlichen Festsetzung
des städtebaulichen Entwicklungsbereiches „An der Nuthestraße“
beschlossen und den zusammenfassenden Bericht zu den aktua-

lisierten vorbereitenden Untersuchungen für die Blöcke 05, 07, 16,
50 und 51 in Potsdam-Babelsberg gebilligt.

Potsdam, den 21. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt.Oberbürgermeister

Aufhebung von Beschlüssen

für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssper-
re nach § 18 BauGB und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlö-
schen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgerechter Gel-
tendmachung wird hingewiesen.

Potsdam, den 17. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister

Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt Potsdam
vom 16.05.2001 über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes

Babelsberg-Nord in Potsdam ( Amtsblatt für die Landeshauptstadt
Potsdam Nr. 8 vom 26. Juli 2001, S. 5) vom 17.Oktober 2002

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 2. Oktober 2002 folgende Satzung
beschlossen:

Rechtsgrundlagen

– § 5 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO)
vom 15. Oktober 1993 (GVBL. I, S. 398), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 7. April 1999 (GVBL. I, S. 90)

– §142 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 27. August 1997 (BGBL I, S. 2141)

Erste Änderung der Satzung der Landeshauptstadt Pots-
dam vom 16.05.2001 über die förmliche Festlegung des 
Sanierungsgebietes Babelsberg-Nord in Potsdam vom 
17. Oktober 2002

Das durch die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes Babelsberg-Nord der Landeshauptstadt Potsdam
vom 16.05.2001 festgesetzte Sanierungsgebiet wird wie folgt er-
weitert.

§ 1

In den Geltungsbereich der Satzung werden folgende Grund- und
Flurstücke neu aufgenommen, wobei sich die Flurstücke entweder
auf öffentliches Straßenland beziehen oder postalisch keinem auf-
gezählten Grundstück zuordenbar sind:

Alt Nowawes 20, 22, 24, 26, 28, 30
Mühlenstraße 1, 1a, 2, 2a, 3
Neue Straße 8, 9, 10, 11, 12
Rudolf-Breitscheid-Straße 21, 23, 25
Karl-Liebknecht-Straße 136, 137
Voltastraße 2, 3, 4, 5, 7
Daimlerstraße 6, 8, 10, 12
Flur 1: Flurstücke 86, 89/2, 90/2, 101, 1068 (nur Gehweg)
Flur 17: Flurstücke 62, 64, 68
Flur 19: Flurstücke 26/2,

§ 2

Wegen der Neueinbeziehung der in § 1 benannten Grund- und
Flurstücke wird das Sanierungsgebiet nunmehr wie folgt begrenzt:

Mühlenstraße, Nuthestraße, Alt Nowawes Nr. 20 bis 30, Neue
Straße Nr. 3 bis 12, südliche rückwärtige Grundstücksgrenzen
der Garnstraße, Karl-Liebknecht-Straße (ohne Nr. 128–135),
Rudolf-Breitscheid-Straße Nr. 21 bis 25 (ungerade Nr.), Daim-
lerstraße bis zur Eisenbahntrasse, Voltastraße, Karl-Lieb-
knecht-Straße Nr. 136 bis 137 und 4 bis 5, Rudolf-Breit-
scheid-Straße, Plantagenstraße, Lessingstraße Nr. 2 und 4,
Goethestraße Nr. 3 bis 19 sowie Goetheplatz, vom Goethe-
platz zur Pasteurstraße ab Nr. 25 zur Bruno-H.-Bürgel-Straße,
Semmelweißstraße, Grenzstraße, Alt Nowawes ab Nr. 114 und
Wollestraße ab Nr. 63, Jutestraße bis Mühlenstraße. 

Ausgenommen aus diesem Gebiet werden das Grundstück
des ehemaligen „VEB Deutsche Schallplatte“ und der Friedhof
südlich des Plantagenplatzes.

§ 3

Die Anlage 1 zu der Satzung der Landeshauptstadt Potsdam vom
16.05.2001 über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebie-
tes Babelsberg-Nord in Potsdam (kartenmäßige Darstellung) än-
dert sich gemäß der Anlage 1 zu dieser Satzung.

Die kartenmäßige Darstellung des Sanierungsgebietes in der Anla-
ge 1 (Lageplan) ist Bestandteil dieser Satzung und kann im Fach-
bereich Stadterneuerung und Denkmalpflege der Landeshaupt-
stadt Potsdam, Hegelallee 8–10 während der allgemeinen Dienst-
zeit von jedermann eingesehen werden.

Bei Zweifeln an der Einbeziehung von Grundstücken oder Grund-
stücksteilen gilt die Innenkante der auf dem vorbenannten Lage-
plan eingezeichneten Linie.
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§ 4

Für das förmlich festgelegte Sanierungsgebiet wird hingewiesen
auf

(1) die Genehmigungspflichten nach § 144 Abs. 1 und 2 BauGB
für 
a) Vorhaben, die die Errichtung, Änderung, Beseitigung oder

Nutzungsänderung von baulichen Anlagen zum Inhalt haben
und die einer bauaufsichtlichen Genehmigung oder Zustim-
mung bedürfen oder die der Bauaufsichtsbehörde angezeigt
werden müssen,

b) Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie
für Ausschachtungen, Ablagerungen einschließlich Lagerstät-
ten,

c) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von
Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen
nicht genehmigungspflichtig-, zustimmungs- und anzeige-
pflichtig sind,

d) die Teilung eines Grundstückes,
e) Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches Vertragsver-

hältnis über den Gebrauch oder die Nutzung eines Grund-
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteiles auf bestimmte Zeit von
mehr als einem Jahr eingegangen oder verlängert wird,

f) die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Grundstückes und
die Bestellung oder Veräußerung eines Erbbaurechtes,

g) die Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts,
h) einen schuldrechtlichen Vertrag, durch den eine Verpflichtung

zu einem der in den Buchstaben f) oder g) genannten Rechts-
geschäfte begründet wird,

(2) das Vorkaufsrecht der Gemeinde nach Maßgabe des § 24 des
BauGB,

(3) die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften des § 153
BauGB (Bemessung von Ausgleichs- und Entschädigungsleistun-
gen, Kaufpreise, Umlegung), des § 154 BauGB (Ausgleichsbetrag
des Eigentümers), des § 155 BauGB (Anrechnung auf den Aus-
gleichsbetrag, Absehen), des § 156 BauGB (Überleitungsvor-
schriften zur förmlichen Festlegung) und des § 156a BauGB
(Kosten und Finanzierung der Sanierungsmaßnahme),

(4) den Genehmigungszeitraum von einem Monat nach Eingang
der vollständigen Unterlagen für die unter (1) genannten genehmi-
gungspflichtigen Vorgänge mit der Möglichkeit der Verlängerung
um höchstens drei Monate gemäß § 145 Abs. 1 i. V. m. § 19
Abs. 3–5 BauGB.

§ 5
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

(2) Im Übrigen bleibt die Satzung vom 16.05.2001 (Amtsblatt für
die Landeshauptstadt Potsdam Nr. 8 vom 26.07.2001, Seite 5)
unberührt.

Potsdam, den 17. Oktober 2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der amt. Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung

Anlage 1

Zu § 3 der vorstehenden Satzung:
Karte des Geltungsbereiches der Satzung

Anlage 2

zu der vorstehenden Satzung

§ 214 BauGB
Beachtlichkeit der Verletzung

von Vorschriften über die Aufstellung
des Flächennutzungsplanes und der Satzungen

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses
Gesetzbuches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennut-
zungsplanes und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur be-
achtlich, wenn

1. die Vorschriften über die Beteiligung der Bürger und der Träger
öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 und 3, §§ 4, 4a, 13, § 22
Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 5 Satz 1 und § 35 Abs. 6 Satz 5 ver-
letzt worden sind, dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwen-
dung der Vorschriften einzelne berührte Träger öffentlicher Be-
lange nicht beteiligt oder bei Anwendung des § 3 Abs. 3 
Satz 3 oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt wor-
den sind;

2. die Vorschriften über den Erläuterungsbericht und die Begrün-
dung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie
ihrer Entwürfe nach § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2
und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind;
dabei ist unbeachtlich, wenn der Erläuterungsbericht oder die
Begründung des Flächennutzungsplanes oder der Satzungen
oder ihrer Entwürfe unvollständig ist.

3. ein Beschuss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan
oder die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt
oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungspla-
nes oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht
worden ist. Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 der Erläu-
terungsbericht oder die Begründung in den für die Abwägung
wesentlichen Beziehungen unvollständig ist, hat die Gemeinde
auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes
Interesse dargelegt wird.

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch eine Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 unbeachtlich,
wenn
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1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Be-
bauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 be-
zeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzei-
tigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind;

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebau-
ungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist,
ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan er-
gebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt
worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwick-
elt worden ist, dessen Unwirksamkeit wegen Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 sich
nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist,
ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beein-
trächtigt worden ist.

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt
der Beschlussfassung über den Bauleitplan maßgebend. Mängel
im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich
und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind.

§ 215 BauGB
Frist für die Geltendmachung der

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
sowie von Mängeln der Abwägung

(1) Unbeachtlich werden
1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und

2. Mängel der Abwägung, wenn sie nicht in Fällen der Nummer 1
innerhalb eines Jahres, in Fällen der Nummer 2 innerhalb von
sieben Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungspla-
nes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplanes und der Sat-
zung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Ver-
letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln
der Abwägung sowie die Rechtsfolgen (Absatz 1) hinzuweisen.

Bekanntmachungsanordnung:

Für die Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Landes-
hauptstadt Potsdam vom 16.05.2001über die förmliche Festle-
gung des Sanierungsgebietes Babelsberg – Nord in Potsdam 
(Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam Nr. 8 vom 26. Juli
2001, S. 5) vom 14. Oktober 2002 ordne ich gem. § 20 der
Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam die öffentliche Be-
kanntmachung an.

Potsdam, den 17. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister

Amtliche Bekanntmachung
Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung 

Frühzeitige Bürgerbeteiligung zum Bebauungsplan Nr. 27 „Türkstraße“
Die Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am 6. Ja-
nuar 1993 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 27 „Türkstra-
ße“ beschlossen.

Der  Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 27 „Türkstraße“
umfasst das Gebiet in folgenden Grenzen:

im Norden: Holzmarktstraße
im Osten: Havel
im Süden: Am Kanal
im Westen: Berliner Straße

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 8,10 ha. Die La-
ge des Geltungsbereichs ist im beigefügten Kartenausschnitt dar-
gestellt.

Aktuelles Ziel der Planung ist die Ausweisung von Flächen für Ge-
werbe, Dienstleistung, Wohnungsbau sowie der notwendigen öf-
fentlichen Verkehrsflächen; der Bebauungsplan dient zur Siche-
rung des Standortes für die Feuerwehr.
Die Bürger sind gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig an der Bau-
leitplanung zu beteiligen, um sie über die Ziele der Planung zu
unterrichten; etwaige Alternativen der Entwicklung und die voraus-
sichtlichen Auswirkungen der Planung sollen erörtert und den Bür-
gern Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden.

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung findet gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
statt vom

12.11.2002 bis 26.11.2002

Ort der Ausstellung: Stadtverwaltung Potsdam
Bereich Verbindliche Bauleitplanung
Hegelallee 6–10, Haus 1, 7. Etage

Zeit der Ausstellung: montags bis donnerstags
07.00 Uhr bis 18.00 Uhr
freitags
07.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Information: Zimmer 706, Tel. 2 89 25 11
dienstags
09.00 Uhr bis 13.00 Uhr
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
(außerhalb dieser Zeiten nur nach telefoni-
scher Vereinbarung)

Potsdam, den 17. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister
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Amtliche Bekanntmachung
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 97 

„Großbeerenstraße/Neuendorfer Straße“ und zur Herauslösung aus 
dem räumlichen Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen

Bebauungsplans Nr. 29 „Großbeerenstraße/Bahnhofstraße“
Korrektur der Amtlichen Bekanntmachung

Nutzung wird verzichtet. Der räumliche Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 97 „Großbeerenstraße/Neuendorfer Straße“ ist
zunächst aus dem Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplans Nr. 29 „Großbeerenstraße/Bahnhofstraße“ ge-
mäß § 2 Abs. 4 BauGB herauszulösen, vor allem auch zur Siche-
rung der Entwicklungs- und Ansiedlungsmöglichkeiten kleinge-
werblicher und handwerklicher Nutzungen.

Gesetzliche Voraussetzungen für den Bebauungsplan
Die gesetzlichen Grundlagen für die Aufstellung eines Bebauungs-
planes gemäß § 1 BauGB liegen vor. Der Bebauungsplan ist mit
den Grundsätzen des § 1 Abs. 5 BauGB vereinbar. Der Bebau-
ungsplan widerspricht in seinen Zielen und Zwecken nicht dem
Flächennutzungsplan.

Das Gesetz zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie ist auf
diesen Bebauungsplan nicht anzuwenden. Eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung wird im Rahmen des Bebauungsplans nicht
durchgeführt. 

Potsdam, den 15. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister

Die amtliche Bekanntmachung vom 13.09.2002 zum o. g. Aufstel-
lungsbeschluss mit Herauslösung eines Geltungsbereiches war
hinsichtlich des beigefügten Kartenausschnittes fehlerhaft und
wird somit nachfolgend wiederholt.

Der Hauptausschuss der Stadtverordnetenversammlung hat auf
seiner Sitzung am 11. September 2002 die Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 97 „Großbeerenstraße/Neuendorfer Straße“ ge-
mäß § 2 Abs. 1  BauGB beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst das Gebiet in
den folgenden Grenzen:
im Norden: Großbeerenstraße
im Osten: Neuendorferstraße
im Süden: Bahnhofstraße
im Westen: Bahnhofstraße

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 7,0 ha. Die Lage
des Plangebietes ist im beigefügten Kartenausschnitt dargestellt.

Bestehende Situation
Das  Plangebiet enthält kleingewerbliche Nutzungen mit kleinteili-
ger Grundstruktur sowie Bereiche mit Hallenbauten,  die gewerb-
lich genutzt werden. Es gehört zu den wenigen Bereichen in der
Stadt, die auch ohne umfassende Neuordnung Potenziale für die
Entwicklung und Ansiedlung von Kleingewerbe und Handwerk
aufweisen.
Im südwestlichen Teilbereich befinden sich noch Elemente einer
früheren gärtnerischen Nutzung mit Umwandlung zum Wohnen.

Planungsanlass und Erforderlichkeit der Planung
Anlass der Planung sind Bestrebungen zur Ansiedlung von Nut-
zungen auf einzelnen Grundstücken im Plangebiet, die den beste-
henden Charakter des Gebietes als Mischgebiet auf Dauer beein-
trächtigen, die kleingewerblichen Entwicklungspotenziale unge-
nutzt verbrauchen  und zu einer städtebaulich nicht erwünschten
Häufung von Einzelhandelseinrichtungen führen können, die für
die Nahversorgung nicht benötigt werden, benachbarte und für
das Zentrengefüge wichtige zentrale Standorte jedoch gefährden
würden.

Planungsziele
Ziel der Planung ist die Bewahrung des Mischgebietscharakters
gemäß § 6 Baunutzungsverordnung; ob und inwieweit es bei der
künftigen weiteren Bearbeitung des Bebauungsplanes Nr. 29 sinn-
voll und städtebaulich erforderlich ist, die Festsetzungen des einfa-
chen Bebauungsplanes durch feingliedrigere Regelungen eines
sogenannten „qualifizierten Bebauungsplanes“ im Sinne des § 30
Abs. 2 BauGB abzulösen, kann im Zusammenhang mit dem ge-
nannten Verfahren erneut geprüft werden. Bezüglich der Zulässig-
keit der Einzelhandelsnutzung soll auf den unmittelbaren Nahver-
sorgungscharakter für die unmittelbare Umgebung orientiert wer-
den. Demgegenüber soll durch die planungsrechtlichen Regelun-
gen vermieden werden, dass durch eine Häufung von – auch nicht
großflächigen – Einzelhandelsbetrieben (Supermärkten, Discoun-
tern) ein neuer gebündelter Einzelhandelsstandort etabliert wird,
der das Zentrengefüge schwächen würde.
An die südliche Straßenbegrenzungslinie der Großbeerenstraße di-
rekt angrenzend soll ein ca. 20 m tiefer Geländestreifen von jeg-
licher Bebauung freigehalten werden, um Flächen für die Einrich-
tung einer Straßenbahnlinie auf der Großbeerenstraße vorhalten zu
können.

Der Bebauungsplan soll als einfacher Bebauungsplan erarbeitet
werden. Auf die Ausweisung des zulässigen Maßes der baulichen
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Amtliche Bekanntmachung
Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung

Bebauungsplan Nr. 51 „Trebbiner Straße“, Teilung des räumlichen
Geltungsbereichs sowie öffentliche Auslegung des Bebauungsplans 

Nr. 51-1 „Am Silbergraben“ und der entsprechenden Ergänzung 
des Flächennutzungsplans 

Die Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am
02.10.2002 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 51 „Trebbiner
Straße“ in seinem räumlichen Geltungsbereich in die Bebauungs-
pläne Nr. 51-1 „Am Silbergraben“ und Nr. 51-2 „Südliche Trebbiner
Straße“ zu teilen und den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 51-1
„Am Silbergraben“ mit der dazugehörigen Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. Sie hat ferner beschlos-
sen, den Flächennutzungsplan im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 51-1 „Am Silbergraben“ gemäß § 8 Abs. 3 BauGB
zu ergänzen und die Ergänzung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffent-
lich auszulegen.

Die Teilung des Bebauungsplans Nr. 51 „Trebbiner Straße“ sowie der
Geltungsbereich des auszulegenden Bebauungsplans Nr. 51-1 „Am
Silbergraben“ sind im beiliegenden Kartenausschnitt dargestellt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 51-1 „Am Silbergra-
ben“ umfasst das Gebiet in den folgenden Grenzen:

im Norden: Trebbiner Straße und Weg zur Nuthewiese sowie
der Kirchstraße

im Nordosten: Kirchstraße
im Südosten: Kirchstraße
im Süden: planfestgestellte neue Landesstraße (L) 79n 

(Ortsumgehung Drewitz)
im Westen: Grundstücksgrenzen zur Nuthewiese

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 51-1 „Am Silbergra-
ben“ umfasst eine Fläche von ca. 29 ha.

Ziel der Planung ist es, die baulichen Entwicklungspotenziale für
eine vorrangige Wohn- und Gewerbenutzung unter Berücksichti-
gung des Schutzes der Nutheniederung auszuschöpfen.

Da der Bereich südwestlich der Trebbiner Straße im wirksamen
Flächennutzungsplan von den Darstellungen ausgenommen ist, ist
eine entsprechende Ergänzung des Flächennutzungsplans vorzu-
nehmen. Dieses kann gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfah-
ren mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 51-1 „Am Silber-
graben“ erfolgen.

Der Bebauungsplan enthält keine Vorhaben, die nach Art, Größe
und Leistung entsprechend des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich machen

Der Grünordnungsplan wird zur Einsicht bereitgehalten.

Während der Auslegungsfrist können zu dem Entwurf des Bebau-
ungsplans Nr. 51-1 „Am Silbergraben“ und zur entsprechenden
Ergänzung des Flächennutzungsplans Bedenken und Anregungen
schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden. Diese wer-
den in die abschließende Abwägung der öffentlichen und privaten
Belange einbezogen.

Die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans mit
der dazugehörigen Begründung sowie des Entwurfs der entspre-
chenden Ergänzung des Flächennutzungsplans mit den dazuge-
hörigen Erläuterungen findet gemäß § 3 Abs. 2 BauGB statt vom:

7. November bis 6. Dezember 2002

Ort der Auslegung: Stadtverwaltung Potsdam
Bereich Verbindliche Bauleitplanung
Hegelallee 6–10, Haus 1, 7. Etage

Zeit der Auslegung: montags bis donnerstags
07.00 Uhr bis 18.00 Uhr
freitags
07.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Information: Zimmer 702, Tel. 2 89 25 21
dienstags
09.00 Uhr bis 13.00 Uhr
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
(außerhalb dieser Zeiten nur nach telefoni-
scher Vereinbarung)

Potsdam, den 15. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister
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Amtliche Bekanntmachung
Aufstellungsbeschluss und frühzeitige Bürgerbeteiligung 

zum Bebauungsplan Nr. 96 „Brandenburgisches Landeshauptarchiv 
auf dem Windmühlenberg“

Die Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am
02.10.2002 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 96 „Branden-
burgisches Landeshauptarchiv auf dem Windmühlenberg“ be-
schlossen.

Der Geltungsbereich beinhaltet die Flurstücke 95, 4/4, 4/5, 4/9,
4/10, 4/11 der Flur 7 und 164 der Flur 8 der Gemarkung Bornim,
sodass sich das Plangebiet südlich der Mitschurinstraße/Golmer
Chaussee auf dem Windmühlenberg befindet.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche
von ca. 6,0 ha. Die Lage des Plangebietes ist im beigefügten Kar-
tenausschnitt dargestellt. 

Planungsanlass und Erforderlichkeit der Planung
Mit der Entscheidung des Ministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kultur zur Auslagerung der Bestände und der Servi-
ce-Angebote aus der Orangerie des Schlosses Sanssouci ist ein
geeigneter Ersatzstandort zu entwickeln. Die Fläche am Wind-
mühlenberg besitzt aufgrund ihrer bereits vorhandenen Nutzung
durch das Brandenburgische Landeshauptarchiv ein besonderes
Potenzial zur Konzentration dieser bedeutenden Landeseinrich-
tung in Potsdam. Eine langfristige den landschaftlichen Rahmen-
bedingungen (Landschaftsschutzgebiet „Potsdamer Wald- und
Havelseengebiet“) folgende behutsame Ausbauplanung des Vor-
habenträgers für den Standort, die sich weitgehend auf bereits
baulich genutzte Flächen konzentriert, liegt vor.

Planungsziele
Ziel der Planung ist die Sicherung einer nachhaltigen städtebau-
lichen Entwicklung und der Erschließung des Standortes des
Brandenburgischen Landeshauptarchivs durch Festsetzung:
– eines sonstigen Sondergebietes Verwaltung gemäss § 11

BauNVO,
– Verkehrsfläche sowie
– Flächen für Wald (nachrichtliche Übernahme).
Im weiteren Planungs- und Abwägungsverfahren ist sicherzustel-
len, dass Eingriffe in den vorhandenen Baumbestand zu minimie-
ren sind.

Der Bebauungsplan enthält keine Vorhaben, die nach Art, Größe
oder Leistung entsprechend des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich machen.

Gesetzliche Voraussetzungen für den Bebauungsplan
Die gesetzlichen Grundlagen für die Aufstellung eines Bebauungs-
plans gemäß § 1 BauGB liegen vor. Der Bebauungsplan ist mit
den Grundsätzen des § 1 Abs. 5 BauGB vereinbar. Der Bebau-
ungsplan widerspricht in seinen Zielen und Zwecken nicht dem
Flächennutzungsplan.

Frühzeitige Bürgerbeteiligung
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind die Bürger möglichst frühzeitig an
der Bauleitplanung zu beteiligen, um sie über die Ziele der Planung
zu unterrichten; etwaige Alternativen der Entwicklung und die vor-
aussichtlichen Auswirkungen der Planung sollen erörtert und den
Bürgern Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden.

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung findet gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
statt vom:

07.11.2002 bis 22.11.2002

Ort der Ausstellung: Stadtverwaltung Potsdam
Bereich Verbindliche Bauleitplanung
Hegelallee 6–10, Haus 1, 7. Etage

Zeit der Ausstellung: montags bis donnerstags
07.00 Uhr bis 18.00 Uhr
freitags
07.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Information: Zimmer 705.5, Tel. 2 89 25 12
dienstags
09.00 Uhr bis 13.00 Uhr
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
(außerhalb dieser Zeiten nur nach telefoni-
scher Vereinbarung)

Potsdam, den 15. Oktober 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister
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Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Potsdam hat in ihrer
Sitzung am 4. September 2002 die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes SAN-P11 „Block 21 – Nordbereich“ mit der dazu-
gehörigen Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen
und das Abwägungsergebnis der Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange und der Nachbargemeinden gebilligt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird begrenzt:

im Norden: durch die horizontalhälftig geteilte Brandenburger
Straße (von der Jägerstraße bis zur Dortustraße),

im Osten: durch die straßenseitige Baufluchtlinie der Grund-
stücke Jägerstraße 17 bis 21 und Charlottenstra-
ße 94

im Süden: durch die nördlichen Grundstücksgrenzen der
Grundstücke Dortustraße 53, der Charlottenstraße
98 bis 104, der straßenseitigen Baufluchtlinie der
Grundstücke Charlottenstraße 94 bis 97

im Westen: durch die horizontalhälftig geteilte Dortustraße im
Bereich der Grundstücke Dortustraße 54 bis 57
und durch die westlichen Grundstücksgrenzen der
Grundstücke Charlottenstraße 97 und Jägerstra-
ße 20

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches kann dem beiliegenden
Lageplan entnommen werden.

Für die an der Brandenburger Straße befindlichen Grundstücke ist
schon der einfache Bebauungsplan SAN – P 05 „Brandenburger
Straße“ in Aufstellung befindlich. Ein einfacher Bebauungsplan ist
für die nun geplante ortsverträgliche Einbindung großflächigen Ein-
zelhandels nicht geeignet. Nur über einen qualifizierten Bebau-
ungsplan können die erforderlichen planungsrechtlichen Regelun-
gen getroffen werden. 

Zu diesem Zweck wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
SAN – P 05 „Brandenburger Straße“ geändert und der neue Be-
bauungsplan SAN – P 11 „Block 21 – Nordbereich“ für den ent-
sprechenden Bereich aufgestellt.

Neben der planungsrechtlichen Sicherung der historisch gewach-
senen Gebäude- und Funktionsstrukturen in diesem Bereich soll
die ortsverträgliche Einbindung großflächigen Einzelhandels er-
möglicht werden. Hierzu ist lt. Runderlass Nr. 23/2/1999 des
Brandenburgischen Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen
und Verkehr vom 15. August 1999 die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans erforderlich. 

Der Bebauungsplan soll die Sanierungsziele im Geltungsbereich
konkretisieren und entsprechend der von der Stadtverordneten-
versammlung am 04.07.2001 beschlossenen „Gesamtstädtischen
Steuerungsleitlinien zur Einzelhandels- und Zentrenentwicklung
der Landeshauptstadt Potsdam“ Standorte großflächigen Einzel-
handels in der Brandenburger Straße planungsrechtlich sichern.
Gleichzeitig soll auch die bauliche und strukturelle Nutzungsmi-
schung im Geltungsbereich unter Berücksichtigung der städte-
baulichen und denkmalrechtlichen Bestandsvorgaben planungs-
rechtlich gesichert werden.

Eine Prüfung des Vorhabens gemäß § 17 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich und wurde da-
her nicht durchgeführt

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs einschließ-

lich der Begründung findet gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom 

11. November 2002 bis 13. Dezember 2002 

statt. 

Während dieser Zeit können Anregungen schriftlich oder zur
Niederschrift vorgebracht werden. Diese werden gemäß § 1
Abs. 6 BauGB in die Abwägung der öffentlichen und privaten Be-
lange einbezogen.

Ort der Ausstellung: Stadtverwaltung Potsdam
Bereich Stadterneuerung
Hegelallee 6–8, Haus 1, 3. Etage

Zeit der Ausstellung: montags bis donnerstags 
07.00 Uhr bis 18.00 Uhr
freitags 
07.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Information: Zimmer 326, Tel.: 289-3243
dienstags 
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr
(außerhalb dieser Zeiten nur nach Verein-
barung)

Potsdam, den 19. September 2002

Jann Jakobs
amt. Oberbürgermeister

Amtliche Bekanntmachung
Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung

Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes SAN-P11 
„Block 21 – Nordbereich“
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Der Kreiswahlausschuss hat am 27.09.2002 das endgültige Er-
gebnis der Wahl zum 15. Deutschen Bundestag vom 22. Septem-
ber 2002 im Wahlkreis 61, Potsdam – Potsdam-Mittelmark II – Tel-
tow-Fläming II, ermittelt und folgende Feststellung getroffen:

Erststimmen %
Zahl der Wahlberechtigten: 241 453
Zahl der Wähler: 189 560 78,51
Ungültige Stimmen 3 047 1,61
Gültige Stimmen 186 513 98,39

davon SPD 77 937 41,79
CDU 41 123 22,05
PDS 47 040 25,22
GRÜNE/B90 9 533 5,11
FDP 8 120 4,35
NPD x x
GRAUE x x
Schill x x
FAMILIE 2 189 1,17
Wiesner 571 0,31

Zweitstimmen %
Zahl der Wahlberechtigten:
Zahl der Wähler:
Ungültige Stimmen 2 589 1,37
Gültige Stimmen 186 971 98,63

davon SPD 83 993 44,92
CDU 37 291 19,94
PDS 34 114 18,25
GRÜNE/B90 14 784 7,91
FDP 11 261 6,02
NPD 1 966 1,05
GRAUE 1 003 0,54
Schill 2 559 1,37
FAMILIE x x
Wiesner x x

Damit hat Frau Andrea Wicklein das Direktmandat für den Wahl-
kreis 61 erworben.

Bekanntmachung
Endgültiges Wahlergebnis zur Wahl 

des Oberbürgermeisters am 22. September 2002 
in der Landeshauptstadt Potsdam

Der Kreiswahlausschuss hat am 27.09.2002 das endgültige Er-
gebnis der Wahl des Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt
Potsdam ermittelt und folgende Feststellung getroffen:

Anzahl %
Zahl der Wahlberechtigten: 106 331
Zahl der Wähler: 81 240 76,40
Ungültige Stimmen 669 0,82
Gültige Stimmen 80 571 99,18

davon Jann Jakobs (SPD) 36 597 45,42
Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg (PDS) 25 123 31,18
Dr. Wieland Niekisch (CDU) 12 493 15,51
Peter Schüler (GRÜNE/B 90) 2 440 3,03
Falk Richter (Andere) 1 473 1,83
Dr. Stefan Bauer (FDP) 1 900 2,36
Jürgen Rohne (OB-LUPO-e. V.) 545 0,68

Damit findet am 27. Oktober 2002 eine Stichwahl statt, an der
Herr Jann Jakobs (SPD) und Herr Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg
(PDS) teilnehmen.

Die öffentliche Sitzung des Kreiswahlausschusses zur Feststellung
des Ergebnisses der Stichwahl wird am 30. Oktober 2002 um 
15 Uhr in der Stadtverwaltung Potsdam, Hegelallee 6–8, Haus 2,
Raum 224, erfolgen.

Potsdam, den 30.09.2002

Dr. Förster
Kreiswahlleiter

Wahlbekanntmachung
Endgültiges Wahlergebnis im Bundestagswahlkreis 61

Bekanntmachung des Umlegungsausschusses über Vermessungen

Gemäß § 209 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit gültigen Fas-
sung wird hiermit bekanntgemacht, dass ab 04.11.2002 durch
den Fachbereich Kataster und Vermessung Vermessungsarbeiten
im Umlegungsgebiet 1 durchgeführt werden.

Es handelt sich um das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 11 im
Stadtgebiet Potsdam – Bornim, zwischen Potsdamer Straße, „
„Walslebensgang“, Hügelweg und Florastraße.

Nach § 209 Abs.1 BauGB haben Eigentümer und Besitzer zu dul-
den, dass Beauftragte der zuständigen Behörde zur Vorbereitung

und Durchführung der von ihnen nach dem BauGB zu treffenden
Maßnahmen Grundstücke betreten und Vermessungen sowie die
dazu erforderlichen Abmarkungen der Grenzpunkte ausführen
können.

Potsdam, den 11. Oktober 2002

Mroß
Der Vorsitzende des
Umlegungsausschusses

Wichtige Hinweise zur Lohnsteuerkarte 2003

Was ist zu tun mit der Lohnsteuerkarte?
Bevor Sie die Lohnsteuerkarte Ihrem Arbeitgeber aushändigen,
prüfen Sie bitte die Eintragungen! Wichtig sind Geburtsdatum,
Steuerklasse, Zahl der Kinderfreibeträge (nur Kinder unter 18 Jah-
ren) und die Eintragungen zum Kirchensteuerabzug. Maßgebend
für die Eintragungen sind die Verhältnisse am 1. Januar 2003.
Sollten Sie Ihre Lohnsteuerkarte 2003 voraussichtlich nicht benöti-
gen, senden Sie die Lohnsteuerkarte, versehen mit einem entspre-
chenden Vermerk, an die zuständige Gemeinde zurück.

Wenn Ihre Lohnsteuerkarte verloren gegangen, unbrauchbar ge-
worden oder zerstört worden ist, stellt Ihnen die Gemeinde gegen
Gebühr eine Ersatzlohnsteuerkarte aus.

Welche Gemeinde ist zuständig?
Für die Ausstellung der Lohnsteuerkarte ist die Gemeinde zu-
ständig, in der Sie am 20. September 2002 mit Ihrer Wohnung
(bei mehreren Wohnungen mit der Hauptwohnung) gemeldet
waren.
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Was tun, wenn die Eintragungen nicht stimmen?
Lassen Sie fehlende oder falsche Eintragungen bitte umgehend
von der Gemeinde berichtigen, die Ihre Lohnsteuerkarte ausge-
stellt hat. Sie sind gesetzlich verpflichtet, die Eintragungen berich-
tigen zu lassen, wenn die Eintragungen zu Ihren Gunsten von den
tatsächlichen Verhältnissen am 1. Januar 2003 abweichen. Die
Gemeinde ist auch berechtigt, die Vorlage ihrer Lohnsteuerkarte
zwecks Berichtigung zu verlangen. Wichtig: Sie selbst oder Ihr Ar-
beitgeber dürfen keine Eintragungen oder Änderungen vorneh-
men.

Was tun, wenn sich die Verhältnisse gegenüber dem 1. Ja-
nuar 2003 ändern?
Bei Heirat im Laufe des Jahres 2003 oder wenn nach dem 1. Janu-
ar 2003 ein Kind geboren wird, können Sie die Eintragungen ab
dem jeweiligen Zeitpunkt ändern lassen. Der Antrag zur Änderung
der Steuerklasse oder der Zahl der Kinderfreibeträge muss jedoch
spätestens am 30. November 2003 gestellt sein. Ist für jeden Ehe-
gatten eine Lohnsteuerkarte ausgestellt worden, sollten dem Antrag
beide Lohnsteuerkarten beigefügt werden. Bei dauernder Trennung
oder Scheidung der Ehegatten, bei Tod eines Kindes oder bei einem
Wohnungswechsel im Laufe des Jahres 2003 ist eine Änderung der
Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte nicht erforderlich.

Steuerklassen
Die Steuerklassen sind für die Höhe der Lohnsteuer besonders
wichtig. Welche Steuerklasse für Sie in Frage kommt, können Sie
den nachstehenden Erläuterungen entnehmen:
Steuerklasse I
– Ledige oder Geschiedene;
– Verwitwete, deren Ehegatte vor 2002 verstorben ist;
– Verheiratete, die von ihrem Ehegatten dauernd getrennt leben

oder deren Ehegatte im Ausland wohnt
Steuerklasse II
die unter Steuerklasse l genannten Personen, wenn ihnen ein
Haushaltsfreibetrag zusteht; ein Haushaltsfreibetrag wird gewährt,
wenn auf der Lohnsteuerkarte mindestens ein Kind – das in Ihrer
Wohnung gemeldet ist – unter der Kinderfreibetragszahl zu be-
rücksichtigen ist oder wenn Sie für ein solches Kind Kindergeld er-
halten.
Steuerklasse III
– Verheiratete, wenn beide Ehegatten im Inland wohnen, nicht

dauernd getrennt leben und der Ehegatte
a) keinen Arbeitslohn bezieht oder
b) Arbeitslohn bezieht und in die Steuerklasse V eingereiht

wird.
– Verwitwete, wenn der Ehegatte nach dem 31. Dezember 2001

verstorben ist, beide am Todestag im Inland gewohnt und
nicht dauernd getrennt gelebt haben.

Steuerklasse IV
Verheiratete, wenn beide Ehegatten Arbeitslohn beziehen, im In-
land wohnen und nicht dauernd getrennt leben.
Steuerklasse V
tritt für einen Ehegatten an die Stelle der Steuerklasse IV, wenn der
andere Ehegatte in die Steuerklasse III eingereiht wird.
Steuerklasse VI
ist auf jeder zweiten und weiteren Lohnsteuerkarte zu bescheini-
gen, wenn nebeneinander von mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn
bezogen wird.

Steuerklassenwahl 
Bezieht auch Ihr Ehegatte Arbeitslohn, so müssen Sie zunächst
wissen, dass Ehegatten grundsätzlich gemeinsam besteuert wer-
den. Beim Lohnsteuerantrag kann aber nur der eigene Arbeitslohn
zugrunde gelegt werden. Erst nach Ablauf des Kalenderjahres
können die Arbeitslöhne beider Ehegatten zusammengeführt und
die zutreffende Jahressteuer ermittelt werden. Um dem Jahreser-
gebnis möglichst nahe zu kommen, stehen den Ehegatten zwei
Steuerklassenkombinationen zur Wahl:

Die Steuerklassenkombination IV/IV geht davon aus, dass die
Ehegatten ungefähr gleich viel verdienen. Sie führt regelmäßig
dann zu einer Steuerüberzahlung, wenn die Arbeitslöhne der Ehe-
gatten unterschiedlich hoch sind. Zuviel gezahlte Steuer wird nach
Ablauf des Jahres vom Finanzamt erstattet, wenn die Veranlagung
zur Einkommensteuer beantragt wird.

Die Steuerklassenkombination III/V ist so gestaltet, dass die Sum-
me der Steuerabzugsbeträge für beide Ehegatten in etwa der ge-
meinsamen Jahressteuer entspricht, wenn der in Steuerklasse III
eingestufte Ehegatte 60 v. H., der in Steuerklasse V eingestufte
Ehegatte 40 v. H. des gemeinsam zu versteuernden Einkommens
erzielt. Bei dieser Steuerklassenkombination ist die Überprüfung
der gezahlten Steuer durch das Finanzamt im Rahmen der Ein-
kommensteuerveranlagung zwingend vorgeschrieben (Pflichtver-
anlagung); zu wenig gezahlte Steuer wird nacherhoben, zuviel ge-
zahlte Steuer wird erstattet.

Steuerklassenwechsel
Sind Sie und Ihr Ehegatte bisher schon als Arbeitnehmer tätig, so
trägt die Gemeinde auf Ihren Lohnsteuerkarten die Steuerklasse
ein, die auf Ihren Lohnsteuerkarten 2002 bescheinigt war. Diese
Steuerklasseneintragung können Sie vor dem 1. Januar 2003 von
der Gemeinde, welche die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat, än-
dern lassen. Einen Steuerklassenwechsel im Laufe des Jahres
2003 können Sie gemeinsam mit Ihrem Ehegatten unter Vorlage
beider Lohnsteuerkarten bei der Gemeinde einmal, und zwar spä-
testens bis zum 30. November 2003, beantragen. In Fällen, in de-
nen im Laufe des Jahres 2003 ein Ehegatte aus dem Dienstver-
hältnis ausscheidet
oder verstirbt, kann bis zum 30. November 2003 bei der Gemein-
de auch noch ein weiteres Mal der Steuerklassenwechsel bean-
tragt werden. Das gleiche gilt, wenn Sie oder Ihr Ehegatte nach
vorangegangener Arbeitslosigkeit wieder ein Dienstverhältnis ein-
gehen, oder wenn Sie sich von Ihrem Ehegatten im Laufe des Jah-
res auf Dauer getrennt haben. Der Steuerklassenwechsel kann nur
mit Wirkung vom Beginn des auf die Antragstellung folgenden Mo-
nats vorgenommen werden.

Auswirkungen der Steuerklassen auf Lohnersatzleistungen
Denken Sie bitte daran, dass die Steuerklassenkombination auch
die Höhe von Lohnersatzleistungen (Arbeitslosengeld, Kranken-
geld, Mutterschaftsgeld) oder die Höhe des Lohnanspruchs bei
Altersteilzeit beeinflussen kann. Beziehen Sie bereits derartige
Leistungen oder rechnen Sie in absehbarer Zeit mit deren Inan-
spruchnahme, informieren Sie sich beim zuständigen Träger der
Lohnersatzleistungen (Arbeitsamt, Krankenkasse) oder bei Ihrem
Arbeitgeber über die Auswirkungen eines Steuerklassenwech-
sels.

Durch Freibeträge Steuern sparen
Vor einer Weitergabe der Lohnsteuerkarte an den Arbeitgeber soll-
ten Sie auch prüfen, ob ein Freibetrag, z. B. wegen erhöhter Wer-
bungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnlicher Belas-
tungen, eingetragen werden kann. Beachten Sie aber hierbei die
sogenannte Antragsgrenze von Jährlich 600 Euro. Zur Eintragung
eines Freibetrags müssen Ihre Aufwendungen diese Grenze über-
steigen. Für die Feststellung, ob die Antragsgrenze überschritten
wird, dürfen die Werbungskosten nicht in voller Höhe, sondern nur
mit dem Betrag angesetzt werden, der den Arbeitnehmer-Pausch-
betrag von 1044 Euro übersteigt Diese Antragsgrenze gilt nicht für
die Eintragung der Pauschbeträge aufgrund einer Behinderung,
der Freibeträge wegen negativer Einkünfte aus anderen Einkunfts-
arten oder zur Förderung des Wohneigentums, des Freibetrages
bei Steuerklasse VI sowie der Freibeträge für Kinder in Sonderfäl-
len. Arbeitnehmer, die Arbeitslohn aus mehreren Dienstverhältnis-
sen nebeneinander beziehen, können auf der Lohnsteuerkarte mit
der Steuerklasse VI einen Freibetrag eintragen lassen, wenn für
den voraussichtlichen Jahresarbeitslohn aus dem ersten Dienst-
verhältnis nach einer Hochrechnung noch keine
Lohnsteuer anfällt. In gleicher Höhe wird auf der Lohnsteuerkarte
für das erste Dienstverhältnis (Steuerklasse l bis V) jedoch ein Hin-
zurechnungsbetrag eingetragen, der ggf. mit einem auf dieser
Lohnsteuerkarte bereits eingetragenen oder noch einzutragenden
Freibetrag anzurechnen ist. Wer vermeiden möchte, dass durch
den korrespondierenden Hinzurechnungsbetrag vom Arbeitslohn
aus dem ersten Dienstverhältnis Lohnsteuer zu erheben ist, sollte
den Freibetrag begrenzen, und zwar auf die Differenz zwischen
dem Arbeitslohn aus dem ersten Dienstverhältnis und dem Betrag,
bei dem unter Berücksichtigung der maßgebenden Steuerklasse
für dieses Dienstverhältnis erstmals Lohnsteuer anfallen würde.
Wer einen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eintragen lässt, ist
verpflichtet nach Ablauf des Kalenderjahres eine Einkommensteu-
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ererklärung abzugeben. Ausgenommen sind Fälle, in denen ledig-
lich der Pauschbetrag für Behinderte oder Hinterbliebene eingetra-
gen wird.

Wie stellt  man einen Ermäßigungsantrag?
Zur Eintragung von Freibeträgen müssen Sie bei Ihrem Finanzamt
einen Lohnsteuer-Ermäßigungsantrag stellen. Die Antragsformula-
re erhalten Sie kostenlos beim Finanzamt.

Der Freibetrag wird grundsätzlich mit Wirkung vom Beginn des auf
die Antragstellung folgenden Monats auf der Lohnsteuerkarte ein-
getragen. Beachten Sie bitte, dass der Antrag spätestens bis zum
30. November 2003 gestellt sein muss, danach kann eine Steue-
rermäßigung nur noch bei einer Veranlagung zur Einkommensteu-
er für 2003 berücksichtigt werden.

Welches Finanzamt ist zuständig?
Alle Anträge sind an das Finanzamt zu richten, in dessen Bezirk
Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Bei meh-
reren Wohnungen ist der Wohnsitz maßgebend, an dem Sie sich
vorwiegend aufhalten. Bei mehrfachen Wohnsitz der Ehegatten, ist
der Wohnsitz maßgebend, an dem sich die Familie vorwiegend
aufhält.

Steuerfreistellung des Arbeitslohnes bei geringfügiger Be-
schäftigung
Üben Sie nur eine geringfügige Beschäftigung aus, so kann Ihr Ar-
beitgeber Ihnen – ohne Vorlage einer Lohnsteuerkarte – den Ar-
beitslohn aus dieser Beschäftigung steuerfrei auszahlen, wenn
– er den pauschalen Beitrag zur Rentenversicherung in Höhe

von 12 v. H. des Arbeitslohns zu entrichten hat und
– Sie ihm eine Freistellungsbescheinigung Ihres Finanzamts vor-

legen.
Die Freistellungsbescheinigung können Sie bei Ihrem Finanzamt
beantragen, wenn Sie im laufenden Kalenderjahr neben dem Ar-
beitslohn aus dem geringfügigem Beschäftigungsverhältnis keine
anderen – in der Summe positiven – Einkünfte erzielen oder vor-
aussichtlich erzielen werden. Wurde Ihnen eine Freistellungsbe-
scheinigung ausgestellt, ist eine Lohnsteuerkarte für dieses Ar-
beitsverhältnis nicht mehr erforderlich

Kinder auf der Lohnsteuerkarte
Im laufenden Jahr wird nur Kindergeld gezahlt. Kinderfreibeträge
und der Freibetrag für Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf sind bei der Berechnung der Lohnsteuer grundsätz-
lich nicht berücksichtigt. Die Kinderfreibeträge wirken sich jedoch
nach wie vor auf die Höhe des Solidaritätszuschlags und der Kir-
chensteuer aus. Damit der Arbeitgeber diese Abzugsbeträge rich-
tig berechnen kann, wird auf der Lohnsteuerkarte weiterhin die
Zahl der Kinderfreibeträge bescheinigt.

Kinder unter 18 Jahren
Im Inland ansässige Kinder, die am 1. Januar 2003 das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben (Kinder, die nach dem 1. Ja-
nuar 1985 geboren sind), werden grundsätzlich von der Gemeinde
auf der Lohnsteuerkarte berücksichtigt. Beantragen Sie die Be-
rücksichtigung eines im Inland ansässigen Kindes unter 18 Jah-
ren, das nicht bei Ihnen mit Wohnung gemeldet ist, müssen Sie Ih-
rem Antrag eine steuerliche Lebensbescheinigung für dieses Kind
beilegen. Die steuerliche Lebensbescheinigung fordern Sie bitte
von der Gemeinde an, in der das Kind gemeldet ist. In allen ande-
ren Fällen ist für die Bescheinigung von Kinderfreibeträgen das Fi-
nanzamt zuständig.

Kinder über 18 Jahre
Kinder, die am 1. Januar 2003 das 18. Lebensjahr vollendet haben
(Kinder, die vor dem 2. Januar 1985 geboren sind), werden nur auf
Antrag unter bestimmten Voraussetzungen durch das Finanzamt
auf der Lohnsteuerkarte eingetragen.

Kirchensteuer
Auf Ihrer Lohnsteuerkarte ist unter „Kirchensteuerabzug“ eine Ab-
kürzung für Ihre Religionsgemeinschaft eingetragen. Gehören Sie
keiner Religionsgemeinschaft an, für die Kirchensteuer von den Fi-
nanzämtern erhoben wird, so sind zwei Striche „– –“ eingetragen.

Neben Ihrer Religionsgemeinschaft wird eine Abkürzung für die
Religionsgemeinschaft Ihres Ehegatten nur dann eingetragen,
wenn dieser einer anderen erhebungsberechtigten Religionsge-
meinschaft angehört. Aus der Nichteintragung des Kirchensteuer-
merkmals für Ihren Ehegatten kann nicht geschlossen werden,
dass dieser keiner Religionsgemeinschaft angehört.

Was tun mit der Lohnsteuerkarte, wenn das Jahr 2003 ab-
gelaufen ist?
Wollen Sie einen Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuer
stellen oder sind Sie verpflichtet, eine Einkommensteuererklärung
abzugeben, dann verlangen Sie rechtzeitig von Ihrem Arbeitgeber
die Aushändigung der ausgefüllten Lohnsteuerkarte. Die Einkom-
mensteuererklärung ist stets zusammen mit der Lohnsteuerkarte
beim Finanzamtsabzugeben.
Auch die für eine Veranlagung nicht benötigten Lohnsteuerkarten
müssen Sie bis zum 31. Dezember 2004 an das Finanzamt sen-
den.

Antragsveranlagung
Haben Sie etwa zuviel Lohnsteuer gezahlt, weil Sie z. B. nicht das
ganze Jahr in einem Dienstverhältnis gestanden haben oder weil
Sie Aufwendungen hatten, die Sie im Ermäßigungsverfahren nicht
vorab geltend machen konnten, dann beantragen Sie für das ab-
gelaufene Jahr 2003 bei Ihrem Finanzamt die Veranlagung zur Ein-
kommensteuer durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung.
Die  Einkommensteuererklärungsvordrucke mit einer ausführlichen
Anleitung erhalten Sie kostenlos beim Finanzamt. Achten Sie bitte
darauf, dass der Antrag für die Einkommensteuerveranlagung
2003 nur bis zum 31. Dezember 2005 gestellt werden kann. Die
Frist kann nicht verlängert werden.

Pflichtveranlagung
In bestimmten Fällen sind Arbeitnehmer auch verpflichtet, eine
Einkommensteuererklärung abzugeben.  Hier gilt eine Abgabefrist
bis zum 31. Mai 2004, die allerdings verlängert werden kann. Hier
nun einige Beispiele für die Pflicht zur Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung:
– Sie oder Ihr Ehegatte haben steuerfreie, aber dem Progres-

sionsvorbehalt unterliegende  Lohnersatzleistungen (z. B. Ar-
beitslosengeld, Krankengeld), Aufstockungsbeträge bei Alters-
teilzeit oder ausländische Einkünfte von mehr als 410 Euro er-
halten;

– das Finanzamt hat Ihnen auf der Lohnsteuerkarte einen Frei-
betrag (außer Behinderten-Pauschbetrag) eingetragen;

– Ihnen und Ihrem Ehegatten hat die Gemeinde Lohnsteuerkar-
ten mit der Steuerklassenkombination III/V ausgestellt;

– Sie oder Ihr Ehegatte haben Arbeitslohn bezogen, der nach
der Steuerklasse V besteuert wurde;

– Ihnen wurde eine Freistellungsbescheinigung wegen gering- fü-
giger Beschäftigung ausgestellt und Sie haben entgegen Ihrer
ursprünglichen Prognosen im Laufe des Kalenderjahres doch
noch andere – in der Summe positiven – Einkünfte erzielt.

Noch Fragen?
Sollten Sie noch Fragen haben, wird Ihnen das Finanzamt und –
soweit betroffen – Ihre Gemeinde weitere Auskünfte erteilen. Auch
Ihr Arbeitgeber oder Ihre Berufsvertretung werden Ihnen in Lohn-
steuerfragen behilflich sein können. Außerdem können Sie sich
von den zur Hilfe in Steuersachen gesetzlich zugelassenen Perso-
nen oder Vereinigungen beraten lassen.

Sprechzeiten der Finanzämter:
Die Finanzämter Angermünde, Brandenburg, Calau, Cottbus, Fin-
sterwalde, Königs Wusterhausen, Kyritz, Luckenwalde, Nauen,
Potsdam-Stadt, Pritzwalk und Strausberg mit Service- und Infor-
mationsstellen:
Montag, Mittwoch, Donnerstag 8.00–15.00 Uhr
Dienstag 8.00–17.00 Uhr
Freitag 8.00–13.30 Uhr
Die Finanzämter Eberswalde, Frankfurt (Oder), Fürstenwalde, Ora-
nienburg und Potsdam-Land:
Montag, Donnerstag, Freitag 8.00–12.30 Uhr
Dienstag 8.00–12.30 Uhr 

und 14.00–17.00 Uhr



Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Fläming hat mit Beschluss-Nr.: 08/04/02 vom 21. März
2002 die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2001 bestätigt
und mit Beschluss-Nr.: 10/10/01 vom 10. Oktober 2002 die Entla-
stung des Regionalvorstandes und des Vorsitzenden für das
Haushaltsjahr 2001 beschlossen.

Kleinmachnow, den 10. Oktober 2002

Lothar Koch
Vorsitzender
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Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming
Bestätigung der Jahresrechnung 2001 der Regionalen

Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming
Bekanntmachung vom 10.10.2002

ENDE DES AMTLICHEN TEILS

Nach einem Jahr Bauzeit konnte die Rudolf-Breitscheid-Straße für
den öffentlichen Verkehr am 07.10.2002 wieder freigegeben wer-
den. Mit dieser Freigabe traten gleichzeitig Veränderungen in der
Verkehrsführung in Kraft.

Die Rudolf-Breitscheid-Straße wird zwischen Plantagenstraße und
Wattstraße als Einbahnstraße in Richtung Zentrum sowie mit einer
zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h ausgewiesen.

Der stadtauswärtsführende Verkehr wird ab Wattstraße über die
Benzstraße geleitet. Diese ist ab der Unterführung Wattstraße bis
Einmündung Kopernikusstraße ebenfalls als Einbahnstraße ausge-
wiesen.

Für den nichtmotorisierten Verkehrs bleibt die Rudolf-Breitscheid-
Straße auf den dafür ausgewiesenen Flächen in beide Richtungen
befahrbar.

Fertigstellung der Baumaßnahme Rudolf-Breitscheid-Straße 

Der Seniorenbeirat der Stadt Potsdam informiert

Für alle interessierten Seniorinnen und Senioren der Stadt Pots-
dam bietet der Seniorenbeirat der Stadt Potsdam in der Friedrich-
Ebert-Straße 79/81 (Rathaus), Zimmer 108 (Seniorenbüro) an fol-
genden Tagen im November wieder themenbezogene Sprech-
stunden an:
– am 07. (Do.) zu Fragen des Wohnens im Alter
– am 14. (Do.) zu sozialen Fragen
– am 21. (Do.) zu Fragen des Wohnens im Alter.

Diese Sprechstunden finden jeweils von 09.00 bis 12.00 Uhr vor
Ort statt.

Sie können uns aber während dieser Zeit auch unter der (03 31) 
2 89 34 55 telefonisch erreichen.

Für weitere Anliegen stehen Ihnen grundsätzlich dienstags und
donnerstags von 09.00 bis 12.00 Uhr Vertreter des Beiratsvor-
standes als Ansprechpartner zur Verfügung.

Informationen und Beratungen erhalten Sie ebenfalls durch unsere
Mitarbeiterin im SENIORENBÜRO unter der (03 31) 2 89 34 36
oder nach telefonischer Terminabstimmung vor Ort dienstags und
donnerstags von 09.00 bis 12.00 und von 14.00 bis 16.00 Uhr.

Zurück in den Beruf!

Mitte Januar 2003 startet wieder die arbeitsamtsgeförderte Teil-
zeit-Weiterbildungsmaßnahme BeAA für Frauen aus kaufmänni-
schen Berufen, Verwaltungsberufen oder Berufen mit steigendem
PC-Einsatz, die nach Jahren der Kinderbetreuung wieder in den
Beruf zurückkehren wollen. Das Besondere an diesem Kurs ist die
Möglichkeit, die Lernzeiten flexibel an private Verpflichtungen an-
zupassen: Die Teilnehmerinnen erhalten für 11 Monate einen
Computer zuhause rund um die Uhr zur Verfügung gestellt sowie

einen ISDN-Anschluß in der Wohnung. Auch ohne jegliche Com-
puter-Vorkenntnisse lernen Sie 24 Stunden pro Woche zuhause, in
flexibler Zeiteinteilung. Inhalte sind Textverarbeitung, Tabellenkal-
kulation, Datenbankverwaltung, Präsentation, HTML, Buchfüh-
rungsgrundlagen und Kommunikation wie E-Mail, Internet. Träger
der Ausbildung ist das Institut FIM-Psychologie der Universität Er-
langen-Nürnberg. 
Weitere Informationen regional unter 03 32 05/5 00 97, Frau Braun.
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Jubilare 
November

2002

Der amtierende Oberbürgermeister der Stadt Potsdam 
gratuliert folgenden Bürgern der Stadt Potsdam zum

90. Geburtstag
04.11. Herrn Bruno Schur  

05.11. Frau Grete Böhm  

06.11. Herrn Günter Biering  

06.11. Herrn Werner Winkler  

07.11. Frau Martha Klein  

10.11. Frau Ilse Fielitz  

10.11. Frau Elsa Fleischer  

13.11 Frau Hedwig Mahlow

14.11. Frau Else Röpnack  

15.11 Herrn August Jeske  

17.11. Herrn  Walter Klingsporn  

18.11. Frau  Frieda Otto  

21.11. Frau Else Girke  

22.11. Herr Gerhard Gehring  

23.11. Frau Gertrud Döhl  

26.11.  Frau Luzie Räsch  

27.11. Frau Elisabeth Wagner  

27.11. Frau Gertrud Walter  

29.11. Frau Elsbeth Cieslik  

29.11. Frau Hertha Galluschke  

30.11.  Frau Frieda Konieczny  

30.11.  Herrn Rudolf von Prondzynski

D-Potsdam: Ausschreibung von Gewerbeflächen in der 
Roten Kaserne im Norden Potsdams 
(Entwicklungsbereich Bornstedter Feld)

Ankündigung eines Interessenbekundungsverfahrens

Auslober: Entwicklungsträger Bornstedter Feld, Potsdam

Ziel des Verfahrens: Die Rote Kaserne, eine ca. 13 ha große,
bereits voll erschlossene ehemalige Kasernenanlage im Nor-
den Potsdams soll zur Ansiedlung von Handwerks- und Ge-
werbebetrieben sowie Dienstleistungsfirmen ausgeschrieben
werden. Das zukünftige Gewerbegebiet an der Nedlitzer Stra-
ße (B 2) bietet ein differenziertes Flächenpotenzial von insge-
samt ca. 42.000 m2 in denkmalgeschützten Mannschaftsge-
bäuden, Hallen und im Neubau.

Verfahren: Interessenbekundungsverfahren

Auswahl von Investoren / Mietern: Die Ausschreibung rich-
tet sich sowohl an Kaufinteressenten als auch an potenzielle
Mieter von Büro- und Gewerbeflächen. Nach Durchführung
des Verfahrens werden die unterschiedlichen Ansiedlungswün-
sche gebündelt, in Verhandlungen abgestimmt und umgesetzt.

Ausgabe der Ausschreibungsunterlagen: Die Ausschrei-
bungsunterlagen sind im Internet als Download unter
www.prostadt.de, Rubrik Aktuelles, abrufbar oder können bis
zum 01.11.02 schriftlich abgefordert werden bei:

ProStadt Gesellschaft für Projektsteuerung 
im Städtebau mbH,
Greifswalder Straße 207, 10405 Berlin, 
Fon: 0 30 / 44 04 08-0,
Fax: 0 30 / 44 04 08 20, 
e-mail: info@prostadt.de

Weiterhin sind die Unterlagen sowie Informationen durch den
Entwicklungsträger am Berlin-Potsdam-Stand auf der EXPO
REAL in München vom 28. – 30. Oktober 2002 erhältlich.

Termine: Die Abgabe von Interessenbekundungen wird bis
zum 15.11.02 unter o. g. Adresse erwartet.

Reptilia Orchidea
Ausstellung im Blauhaus, Potsdam am 23./24. November


